
Lenk, Thomas

Article  —  Published Version

Neugliederung der Bundesländer sinnvoll?

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Lenk, Thomas (2009) : Neugliederung der Bundesländer sinnvoll?,
Wirtschaftsdienst, ISSN 1613-978X, Springer, Heidelberg, Vol. 89, Iss. 3, pp. 144-,
https://doi.org/10.1007/s10273-009-0903-1

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/65640

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://doi.org/10.1007/s10273-009-0903-1%0A
https://hdl.handle.net/10419/65640
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


Wirtschaftsdienst 2009 • 3144

Im Zusammenhang mit der Ret-
tungsaktion der Länder Hamburg 

und Schleswig-Holstein für die in 
Schiefl age geratene HSH Nordbank 
wird der Nordstaat wieder diskutiert. 
Die Zahl der Bundesländer müsse im 
nächsten Jahrzehnt reduziert wer-
den. Die Neuordnung der Finanzbe-
ziehungen zwischen Bund und Län-
dern könne dabei nur ein Zwischen-
schritt sein.

Der größte Teil dieser Neuordnung 
wurde in der Föderalismuskommissi-
on II nicht geschafft, sondern auf die 
nächste Politikergeneration verscho-
ben. Die Schuldenregelungen sollen 
erst ab 2020 gelten. Aber zuvor muss 
noch der bundesstaatliche Finanz-
ausgleich neu geregelt werden, der 
2019 endet. Sowohl die Solidarpakt-
II-Verhandlungen als auch die beiden 
Reformversuche der Föderalismus-
kommissionen haben gezeigt, dass 
Kompromisslösungen zwischen den 
Ländern schwer zu fi nden sind. Aber 
kann man mit einer geringeren Zahl 
von Verhandlungspartnern schneller 
zu einem Ergebnis gelangen?

Länderneugliederung kann so-
wohl bedeuten, die Bundesländer 
räumlich neu abzugrenzen als auch 
die Zahl der Bundesländer (durch 
Fusion) zu verändern. Seit der Wie-
dervereinigung wurde lediglich 1996 
versucht, Berlin und Brandenburg zu 
vereinigen. Dies scheiterte jedoch in 
einer Volksabstimmung.

Befürworter von Neugliederungen 
erhoffen sich durch eine Zusam-
menlegung Kosteneinsparungen 
und eine Effi zienzerhöhung in Po-
litik und Verwaltung innerhalb der 
neu geschaffenen Länder. Zudem 
wird eine deutliche Verringerung des 
Dauerwahlkampfes in Deutschland 
erwartet. Außerdem könnte für bis-
her durch Län dergrenzen zerschnit-
tene Wirtschafts- und Lebensräume 
(Stadtstaatenproblematik, Halle/
Leipzig, Mannheim/Ludwigshafen 
etc.) eine nachhaltigere Standortpo-
litik betrieben werden. Unbestreitbar 
ist, dass es zu einer Internalisierung 

von grenzüberschreitenden Effekten 
kommt und die räumliche Allokation 
der Ressourcen in den betroffenen 
Regionen effi zienter wäre als es die 
standortpolitischen Entscheidungen 
in derzeit getrennten Ländern sind.

Ziel sollte es sein, mit einer Neu-
gliederung viele Länder stärker in die 
Lage zu versetzen, ihre Aufgaben 
sinnvoll zu erfüllen und die Möglich-
keiten zur eigenverantwortlichen Pro-
blemlösung zu verbessern. In einem 
Bundesstaat ist es sinnvoll, Länder mit 
ähnlicher Wirtschafts- und Finanzkraft 
zu bilden, da diese dann über ähnli-
che Kapazitäten zur Aufgabenbewälti-
gung verfügen würden. Auch würde 
die Ausgleichsintensität bzw. das 
Ausgleichsvolumen im Länderfi nanz-
ausgleich deutlich reduziert werden. 
Damit wären die Konfl ikte im Rah-
men des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs wesentlich entschärft. Da 
aber die wirtschaftlichen Disparitäten 
nicht durch einen neuen Zuschnitt der 
Ländergrenzen verschwinden, bedarf 
es immer eines regionalen Ausgleichs 
innerhalb der neuen Länder. Hierfür 
wären dann die Länder zuständig. Für 
diese regionale Umverteilung dürf-
ten politische Mehrheiten leichter zu 
fi nden sein, als für eine bundesweite 
Umverteilung im Rahmen des Län-
derfi nanzausgleichs. Zudem könnte 
die Abhängigkeit insbesondere klei-
nerer und fi nanzschwächerer Länder 

vom Bund reduziert und damit auch 
die machtausgleichende Stellung der 
Län derebene im deutschen föderalen 
System gestärkt werden.

Gegen eine Neugliederung wir-
ken im gegenwärtigen System des 
Finanzausgleichs insbesondere das 
Stadtstaatenprivileg, das diesen pro 
Einwohner einen um 35% höheren 
Finanzbedarf zuspricht, und Sonder-
bedarfsbundesergänzungszuweisun-
gen, die kleinen Ländern für die poli-
tische Führung gewährt werden. Wür-
den diese beiden Regeln nicht mehr 
angewandt werden, käme es c.p. 
bei einzelnen Fusionen zu fi nanzwirt-
schaftlichen Verlusten im Vergleich 
zum Status quo.

Auch die Stimmenverteilung im 
Bundesrat  hemmt den Zusammen-
schluss kleinerer Länder zu einem 
größeren. So hat derzeit nach Art. 
51 Abs. 2 GG z.B. Hamburg drei und 
Schleswig-Holstein vier Stimmen. 
Bei einem Zusammenschluss käme 
es zu einer Schwächung der nord-
deutschen Position im Bundesrat, da 
dem neuen Land insgesamt nur vier 
Stimmen zustehen würden. Daneben 
gibt es noch viele die Politiker und 
Bürger betreffende Fragen, wie die 
nach der (neuen) Landeshauptstadt, 
landsmannschaftliche Zugehörigkei-
ten u.a.m. 

Zusammenfassend lässt sich 
festhalten, dass das existierende 
System der Bund-Länder-(Finanz-)
Beziehungen nicht dazu anreizt, Fu-
sionen anzustreben. Eine Länder-
neugliederung sollte deshalb ernst-
haft in Erwägung gezogen werden, 
wenn die Finanzbeziehungen und 
die Stimmengewichte im Bundesrat 
in einer Föderalismuskommission III 
so geregelt wurden, dass sich für die 
betroffenen Regionen (ökonomisch) 
sinnvolle Ergebnisse erzielen lassen. 
Nur dann können auch die erforderli-
chen Mehrheiten in den betroffenen 
Ländern bei den Volksabstimmun-
gen gefunden werden.
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